
Am 22. April 2010 hatten Vertreter des Bayerischen Industrieverbands Steine und Erden (BIV) und der 

ABBM Gelegenheit, mit den Staatssekretärinnen Melanie Huml (Umwelt) und Katja Hessel (Wirtschaft) 

sich vor allem zu den aktuellen Entwicklungen im Wasserrecht und in der Regionalplanung 
auszutauschen. Leider ist bei den Entwürfen zur Grundwasserverordnung kaum Entgegenkommen und 

Verständnis seitens der Umweltministerien beim Bund und in Bayern zu verspüren, während sich die 
Wirtschaftsministerien in Bund und Ländern glücklicherweise wohl der Brisanz bewusst sind. In der 

Regionalplanung und Landesplanung wird der Rohstoffsicherung eventuell sogar verstärktes Gewicht 

zukommen können. So negativ die ersten Nachrichten in Richtung Abschaffung klangen, so ergäben 
sich jetzt auch positive Aspekte, wenn regionale Planungsverbände nicht mehr nur die Interessen der 

Kommunen und Landkreise, sondern ebenso der Wirtschaft und anderer Fachbeiräte berücksichtigen 
müssten. 

 

 
 
 

Von links: Manfred Hoffmann jr., Vorsitzender ABBM; Melanie Huml, Staatssekretärin im Bayerischen 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit; Wolfgang Liebscher, Präsident BIV; Katja Hessel, 
Staatssekretärin im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und 

Technologie; Dr.-Ing. Hermann Mader, Geschäftsführer Sand- und Kiesindustrie BIV; Dr. Manfred 
Zehe, Hauptgeschäftsführer BIV. 

 


